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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 18.04.1999
HANS HIRTER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Verfassungsfragen

Am 18. April fand die Volksabstimmung iiber die neue, totalrevidierte Verfassung statt.
Mit Ausnahme von links- und rechtsextremen Kleinparteien (PdA, FP, SD) sprachen sich
alle nationalen Parteien und auch alle massgeblichen Interessenverbéande flr die neue
Verfassung aus. Unter den Regierungsparteien fiel der Entscheid bei der SVP am
knappsten aus: die von den Zurcher Nationalraten Hans Fehr und Schlter angefiihrte
Opposition unterlag an der Delegiertenversammlung mit 185:92 Stimmen. Fir die
rechtsblrgerlichen Kritiker ging die Reform Uber eine Nachflhrung hinaus. Sie sei
vielmehr Ausdruck eines unakzeptablen, von der politischen Mitte und der Linken
gepragten Politikverstandnisses. Die Sektion Zlrich der SVP und in ihrem Gefolge auch
diejenigen von Kantonen, wo die SVP erst in den letzten Jahren gegriindet worden ist
(unter anderem BS, LU, SO, SG), gaben die Nein-Parole aus. Bei der SP, deren Fraktion
die neue Verfassung anlasslich der parlamentarischen Verhandlungen ebenfalls heftig
kritisiert hatte, entschied sich der Parteivorstand mit 34:3 Stimmen flur die Ja-Parole.
Die von Nationalrat Rennwald (JU) formulierte Kritik bemangelte das Fehlen von linken
Politikinhalten, also gerade das Gegenteil von dem, was der Verfassung von SVP-Seite
vorgeworfen wurde.

In der Kampagne schlugen die Wellen nicht sehr hoch. Auf Beflirworterseite fiel vor
allem der grosse Einsatz des aus dem Amt scheidenden Justizministers Koller auf. Im
redaktionellen Teil der Presse war die Stimmung durchwegs positiv, hingegen waren
praktisch keine Inserate fur die neue Verfassung auszumachen. Die nicht zuletzt in
Leserbriefen sehr aktiven Gegner behaupteten, dass sich die Schweiz mit der
Verfassung internationalem Recht unterstellen wirde (weil darin der auch bisher
geltende Vorrang des Vélkerrechts nun explizit erwéhnt ist), sie zu einem Ausbau des
Sozialstaats fihre und sich Uberhaupt die alte Verfassung bewéhrt habe. In den
Inseraten sprachen sie vor allem davon, dass die neue Verfassung eine «Liquidation der
Schweiz» einleiten wirde; zudem stellten sie darin auch eine ganze Reihe von schlicht
falschen Behauptungen auf (z.B. dass in der neuen Verfassung die Begriffe
«Schweizerische» und «Eidgendssische» gestrichen worden seien). Neben den
erwéhnten SVP-Kantonalsektionen, der FP und den SD beteiligten sich auch weit
rechtsaussenstehende Organisationen wie der VPM (mit der ihm nahestehenden
Zeitschrift «Zeit-Fragen») und «Pro Libertate» an der Kampagne. Dieses Uber das
Ubliche Mass von Abstimmungspropaganda hinausgehende Verdrehen von Tatsachen
durch die Gegner rief in der letzten Woche vor der Abstimmung den Bundesrat mit
einer Gegendarstellung auf den Plan.

Volk und Kantone hiessen die totalrevidierte Bundesverfassung am 18. April mit einer
relativ knappen Mehrheit von 59.2 Prozent und bei 12 2/2 gegen 8 4/2 Standestimmen
gut. Die Beteiligung fiel mit 35.9 Prozent recht mager aus; besonders niedrig war sie in
der Romandie, wo nur gerade 21.6 Prozent von ihrem Stimmrecht Gebrauch machten.
Mitverantwortlich daflir war sicher auch der Beschluss des Bundesrates, diese Vorlage
in Anbetracht ihrer besonderen Bedeutung allein, d.h. nicht im Multipack mit anderen,
fur die Stimmburgerinnen und -burger attraktiveren Vorlagen zu prasentieren. Am
meisten Ja-Stimmen gab es in der franzdsischen Schweiz (mit Ausnahme des Wallis)
und im Tessin. Ahnlich deutlich fiel die Zustimmung auch in den Grossstadten der
Deutschschweiz aus. Gegen die totalrevidierte Verfassung sprachen sich die kleinen
Kantone der Innerschweiz (ohne Zug), die Ostschweiz (ohne Graubilnden) sowie der
Aargau und das Wallis aus.

Bundesbeschluss iliber die Neue Bundesverfassung
Abstimmung vom 18. April 1999

Beteiligung: 35.9%
Ja: 969'310 (59.2%) /12 2/2 Stande
Nein: 669158 (40.8%) / 8 4/2 Stande

Parolen:
- Ja: SP, FDP, CVP, SVP (8%), LP, LdU, EVP, EDU (1*); SGB, CNG, Vorort, SGV, SBV.
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- Nein: FP, SD, PdA; Centre patronal.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen '

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Zu einer ersten Klarung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grlnen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurlick und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz fur sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wahlerstarke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berlcksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit moglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsrate Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Standerat Robert Cramer oder die Zircher Stadtratin Ruth Genner) ins
Gespréach gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen
Anlass, ihre Bundesratin zurlickzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich fir die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einblssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.

Die SP brachte mdégliche Kandidaten flr die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey frih in
Stellung  und nutzte die  Auswahlprozedur  geschickt  fur  zusatzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekraftigte, dass nur Kandidierende
aus der lateinischen Schweiz in Frage kamen. Als Topfavoriten galten der Waadtlander
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Stéanderat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalratin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion préasentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Sudschweiz auf Enttéduschung, bedeutete dies doch, dass das
Tessin seit 1996 (Rucktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr friih als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-Francois Rime (FR) schon
frih in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spatestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Standerat gewahlte
Caspar Baader (BL) oder der neue Stdnderat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Stadnderat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteiprésident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wahlbarkeit der Kandidierenden: Wahrend linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wahlbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten
schwer, die Hurde der Fraktionsnominierung zu Uberspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Stdnderat Hannes Germann (SH),
und die Regierungsrate Jakob Stark (TG) und Heinz Tannler (ZG) ihre Ambitionen an.
Eher Gberraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandsprasident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte
von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit tGber das burgerliche Lager hinaus als wahlbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmaéssig Geld abgezweigt zu haben, zum Rickzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjorg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verfligung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratsprasidenten Ubernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwirdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einrdumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glanzenden Resultat zum Nationalratsprasidenten gewahlt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten wurde.
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FRANCOIS BARRAS

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 18.05.2003
ROMAIN CLIVAZ

Nach den Hearings gaben sowohl die Griinen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen wirden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig Uber eine starkere klnftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP hochstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten wiirde. ?

Landesverteidigung

Militareinsatze

En droite ligne des perspectives issues de RAPOLSEC 2000 et de lintervention
internationale au Kosovo, le gouvernement a élaboré en 1999 un projet de révision
partielle de la loi fédérale sur I'armée et I'administration militaire (LAAM). Celle-ci avait
pour principal objet de permettre I'armement de formations suisses en service de
promotion de la paix a I'étranger, de conclure avec d’autres Etats des accords de
coopération internationale et d’élaborer des conventions internationales sur le statut
de soldats helvétiques a I"étranger et de militaires étrangers en Suisse. Durant I'année
sous revue, les deux Chambres fédérales se sont penchées sur ces points de révision
de la LAAM, en des débats fournis qui ont vite dépassé la seule question de
|"autodéfense des soldats suisses en mission pour toucher aux pans fondamentaux des
principes helvétiques, neutralité en téte. Au début de I'année, la commission de la
politique de sécurité du Conseil national avait déja donné son feu vert a 'armement des
troupes a I'étranger. Lors des débats a la Chambre du peuple réunie en session de
printemps, les principales oppositions a ces modifications se sont portées, pour Josef
Zisyadis (pdt,VD) et les Verts, dans la promotion d’une vision pacifiste et contre le
potentiel hégémonique et coercitif de I'OTAN; pour Hans Fehr (udc, ZH), dans le
respect du principe de neutralité et la non-ingérence dans les affaires militaires
internationales. Aprés avoir rejeté les propositions Zisyadis, Cuche (pe, NE) et Fehr de
ne pas entrer en matiére (126 voix contre 38), la Chambre du peuple a donné son
adhésion au projet du gouvernement (86 voix contre 49). En vote final, I"Assemblée
fédérale a ratifié la loi, a I'unanimité pour la Chambre des cantons (38 voix) et de
maniére assez tranchée au Conseil national (109 voix contre 59). Si les radicaux et le
PDC ont massivement donné leur aval aux modifications de la loi militaire, les socialistes
sont sortis partagés sur la question (24 oui, 20 non).

Les oppositions se sont mobilisées aux deux pdles de I"échiquier politique : & droite,
par le biais de I’Action pour une Suisse indépendante et neutre (ASIN) proche de I'UDC;
a gauche, principalement par I'entremise du GSSA. Chaque camp a annoncé sa volonté
de faire appel au référendum afin que le peuple se prononce sur les enjeux de ces
modifications. Lors de son congrés d’été, I'UDC a décidé de soutenir le référendum. *

Militarorganisation

Malgré l'absence de soutien des partis gouvernementaux, les signatures pour les
référendums (armée et protection civile) ont été déposées lors de la deuxiéeme moitié
du mois de janvier. Le camp des opposants conservateurs s'est amenuisé au fil de la
campagne et la gauche s’est en grande partie désintéressée de I'objet. Cette derniere
s’est concentrée sur les themes a teneur plus sociale au menu de la votation de mai. Le
camp conservateur s’est trouvé diminué par les divisions internes de 'UDC. Ce parti a
finalement accepté le projet en assemblée, principalement grace a I’'engagement de son
conseiller fédéral Samuel Schmid, en charge du dossier. De nombreuses sections
cantonales ont toutefois rejeté Armée XXI. Quant a I’ASIN, d’ordinaire prompte a
combattre tout projet de réforme de la défense nationale ou marquant une volonté
d’ouverture du pays, son comité a décidé de ne pas donner de mot d’ordre et de ne pas
soutenir financierement les opposants. Le manque de moyens du principal comité
opposé a la réforme (Burgerkomitee fir eine unabhdngige und leistungsfahige
Milizarmee in einer neutralen und sicheren Schweiz), dirigé par I'ancien divisionnaire
Hans Wachter, et la difficulté de coordonner I|'action des nombreux groupes le
composant ont été soulignés par de nombreux commentateurs. Début avril, un «
Comité fédéral pour une Suisse souveraine, neutre et démocratique », regroupement
d’organisations proches des milieux conservateurs, a condamné une dérive politique
vers I'OTAN et la création de dépendances techniques et organisationnelles par rapport
a I'étranger. De plus, la capacité de la nouvelle armée a défendre lintégralité du
territoire a été mise en question. En fin de campagne de votation, durant la derniéere
semaine d’avril, un comité de parlementaires, présidé par le conseiller national
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Thurgovien Alexander Baumann (udc) et composé d'une dizaine de députés, est venu
renforcer le camp de I'opposition. lls ont rappelé le danger que représentait le projet
pour la milice, ainsi que le risque d'aboutir a8 une armée a deux classes. Ils ont en outre
prétendu que les colts allaient exploser et qu’a terme c’était I'entrée dans I'OTAN qui
était visée par le DDPS. Les rangs de I'opposition parlementaire étaient nettement plus
réduits que lors du vote au plénum. Sur les 18 UDC qui avaient refusé le projet au
parlement, ils n"étaient plus que huit dans ce comité. On y trouvait la frange la plus
conservatrice du parti représentée par le Zurichois Ulrich Schlier, accompagné du
président de I'ASIN Hans Fehr, de Toni Bortoluzzi (ZH) ou encore de Christoph Mérgeli
(ZH). L'unique député des Démocrates suisses, le bernois Bernhard Hess, ainsi que le
représentant de I'Union démocratique fédérale, le bernois Christian Waber, s’étaient
associés a cette démarche. De nombreux poids lourds de I'UDC, tels le président du
parti Ueli Maurer ou Christoph Blocher, malgré leur opposition aux changements
|égislatifs, ne figuraient pas dans ce comité, de méme qu’aucun romand. Il convient de
préciser que la gauche, au sein de laquelle se trouvaient certains opposants, avait
d’emblée refusé d'étre associée a un tel comité parlementaire.

Le conseiller fédéral Samuel Schmid, ainsi que des représentants des gouvernements
cantonaux, ont lancé la campagne a I'occasion d’une conférence de presse organisée a
la mi-février. lls ont rappelé qu’Armée XXI était le meilleur compromis pour avoir une
défense nationale moins chére, moderne, plus souple et répondant aux menaces de
son temps. lls ont également rappelé que la coopération internationale ne remettait pas
en cause la neutralité. lls ont souligné que la formation serait améliorée, avec des cours
de répétition & un rythme annuel. De plus, I'abaissement de I'd4ge de libération,
combiné au raccourcissement de la formation des cadres, devraient faciliter le
recrutement de volontaires pour un service d'avancement. Le chef du DDPS a
également défendu la réorganisation de la protection civile et estimé que la meilleure
coopération entre les institutions chargées de la sécurité (polices, pompiers, services
sanitaires, protection civile) justifiait le soutien aux modifications légales. Le conseiller
d’Etat valaisan Jean-René Fournier (pdc), président de la Conférence des directeurs
cantonaux des affaires militaires, a fait part de I'appui des 26 cantons aux deux projets
de réformes, estimant qu’ils prenaient en compte la limitation croissante des
ressources financiéres et les structures fédéralistes de la Suisse.

Un comité favorable aux réformes, intitulé « 2 x oui pour I'’Armée XXI et pour la
protection de la population » et fort de 116 parlementaires bourgeois, s'est présenté
aux médias a la fin du mois de février. Outre les arguments de I'efficacité et de la
modernité, les avantages de la réduction des jours de service pour les vies familiales et
professionnelles ont été mis en exergue. La capacité de cette nouvelle structure a faire
face aux nouvelles menaces (terrorisme, extrémisme) a également été invoquée. Les
délégués du parti socialiste ont recommandé de voter blanc a la réforme Armée XXI.
Trois sections cantonales ont cependant accepté Armée XXI (Fribourg, Neuchétel,
Thurgovie). L'Assemblée des délégués de I'UDC s’est laissée convaincre par son
conseiller fédéral Samuel Schmid, méme si elle n"a accepté la réforme de I'armée que
de justesse (165 voix contre 161). Douze sections cantonales et les Jeunes UDC se sont
en outre opposés a la réforme de l'armée. Le PRD et le PDC ont recommandé
|"approbation des projets. Au sein du parti écologiste, les délégués se sont montrés plus
réceptifs aux changements proposés, alors que le groupe parlementaire avait
nettement refusé le texte (8 non et une abstention), et ont recommandé de voter blanc.
La composition du comité référendaire, principalement des personnalités
conservatrices et des officiers a la retraite, a poussé les écologistes a ne pas rejoindre
le camp des opposants. Concernant la loi sur la protection de la population, les prises
de position des partis et associations ont peu varié par rapport a celles sur Armée XXI.
Les deux réformes ont été largement soutenues par la population et par I'unanimité des
cantons. Celle de 'armée a été acceptée par 76% des votants. Celle de la protection de
la population I'a été encore plus largement avec 80% d’approbation. Cette derniere n’a
été que marginalement présente dans le débat. Bien que la majorité des cantons n’était
pas requise, le résultat illustre le large soutien populaire aux réformes, méme dans les
cantons considérés comme plus conservateurs. Les cantons de Berne, Fribourg, Vaud
et Neuchatel ont été les plus enthousiastes et ont accepté Armée XXI & plus de 80%
alors qu'Uri (63% de oui), Schaffhouse (62%) et Schwyz (60%) ont été les plus
sceptiques. La plus forte résistance constatée dans les cantons périphériques peut
s’expliquer par les conséquences de la réorganisation de I'armée. La fusion de places
d’armes, la centralisation des arsenaux ou l'affaiblissement de I'ancrage territorial des
troupes étaient de nature a les rendre méfiants. L'ancien divisionnaire Hans Wéchter,
responsable du principal comité d’opposants, a estimé que c’était la fin de la Suisse «
telle que nous la connaissons ». Le conseiller national UDC thurgovien Alexander
Baumann, chef de fil du comité parlementaire défavorable aux réformes, a fustigé la
propagande d’Etat, & hauteur de plusieurs millions de francs, menée par le DDPS. Ce
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dernier a répliqué que l'information aux soldats aurait également été faite sans
référendum. De nombreux commentateurs ont souligné I'importance de I'engagement
de Samuel Schmid dans la campagne. Par la sobriété de ses interventions et sa capacité
a convaincre les régions périphériques qu’elles ne seraient pas les grandes perdantes
de ces changements, le ministre de tutelle est parvenu a neutraliser bon nombre
d’oppositions.

Modification de la loi sur I"armée et |I"administration militaire. Votation du 18 mai
2003.

Participation: 50%
Oui: 1718 452 (76,0%)
Non: 541577 (24,0%)

Mots d'ordre:

- Oui: PDC, PRD, UDC (12*), PCS, PEV, PL; Economiesuisse, USP, UCAPS, USAM, USS.
- Non: DS, PSL, UDF, PdT.

- Blanc: PS (3*), PE.

- Liberté de vote: Lega.

- Pas de mot d’ordre: CSC.

* Recommandations différentes des partis cantonaux.

L'analyse VOX a montré que méme les sympathisants de I"'UDC ont majoritairement
soutenu les réformes et accepté celle de I'armée a 64% et de la protection de la
population (71%). Les sympathisants des autres partis gouvernementaux |'on fait encore
plus nettement : 77% d’approbation d’Armée XXI par les socialistes (81% pour la
protection de la population) contre 87% par les radicaux (88%) et 91% par les
démocrates-chrétiens (93%). Au niveau des caractéristiques sociales et politiques
ayant joué un role dans l'orientation du vote, le clivage entre défenseurs de valeurs
modernistes ou traditionalistes s’est révélé significatif. Les citoyens estimant défendre
une Suisse moderne ont accepté Armée XXI a 83% (86% pour la protection de la
population) alors que ceux se réclamant d’'une Helvétie gardienne des traditions ne
I'ont fait qu'a 63% (68%). Le critére de la confiance dans le gouvernement semble
également avoir eu un impact sur le niveau de soutien aux projets. Contrairement aux
scrutins précédents sur I'armée, la ligne de conflit entre ses opposants et ses partisans
ne semble pas avoir joué de role, les niveaux de soutien des deux camps étant trés
proches. Les commentateurs ont estimé que la nature des objets permettait de
comprendre le peu de différences. La question ne concernait ainsi pas I'existence de
I"institution mais uniquement le maintien d’une structure, I'’Armée 95, jugée dépassée
par les deux camps. *

Ausriistung und Beschaffung

Der Abstimmungssonntag am 18. Mai 2014, wurde nicht nur Hohe-, sondern auch
Schlusspunkt eines langwierigen Seilziehens um die Gripen-Beschaffung bzw. den
Tiger-Teilersatz. Dieses grosse Rustungsvorhaben hatte zahlreiche Hirden zu nehmen.
Die letzte davon - der Urnengang - wurde 2013 durch den Bundesrat selbst erméglicht,
indem als Finanzierungsgrundlage ein Fondsgesetz vorgeschlagen wurde. Erst dieser
Kniff ermdglichte es, die Finanzierung und damit sehr unmittelbar auch die
Beschaffung selbst, dem fakultativen Referendum zu unterstellen. Mit der Ablehnung
des Gripen-Fondsgesetzes an der Urne wurde die aufsehenerregende
Kampfflugzeugbeschaffung erfolglos abgeschlossen.

Dass das Referendum ergriffen wirde, war schon fruh klar. Noch vor den
parlamentarischen Debatten Ende 2013 kiindigte die Grline Partei an, sie werde dieses
Geschaft zu verhindern suchen. Zwei Referendumskomitees hatten sich dann bereits
vor der letzten Beratung im  Stédnderat konstituiert, so dass einer
Unterschriftensammlung nichts mehr im Wege stand. Links-grin und die Grunliberale
Partei stellten sich je individuell an, die notige Anzahl Unterschriften zu sammeln. Der
Erfolg liess nicht lange auf sich warten. Innert zwei Monaten und damit noch 2013, hatte
das Komitee um SP und GPS rund 80000 Unterschriften beisammen. Damit zeichnete
sich rasch ab, dass die Referendumsabstimmung bereits im Frihjahr 2014 abgehalten
werden konnte. Entsprechend frih erkannte auch der Verteidigungsminister den Ernst
der Lage und noch Ende 2013 stieg er in den Abstimmungskampf. Fortan standen sich
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blrgerliche Gripen-BeflUrworter und Gripen-Gegner aus links-grinen Kreisen
gegenuber. Neu standen aber erstmals auch burgerliche Politiker einer Armeevorlage
kritisch gegenuber: die GLP hatte sich nicht nur an der Unterschriftensammlung
beteiligt, sondern sie stellte sich fortan auch in einem Gegnerkomitee gegen die
Beschaffung der Gripen-Jets.

Erster Meilenstein war Mitte Januar 2014 die Einreichung der Unterschriften. Das links-
grine Blndnis um SP, GPS und andere Organisationen konnte rund 100'000
Unterschriften fur das Referendum zusammentragen, nur etwa 5'000 davon waren vom
grunliberalen Anti-Gripenkomitee beigesteuert worden. Da schon Mitte Mai abgestimmt
werden sollte, war die Einreichung der Unterschriften gleichzeitig der Startschuss flr
den Abstimmungskampf. Sogleich wurde dieser befeuert, als es nicht nur darum ging,
ob sich die Herstellerfirma Saab an der Finanzierung der Ja-Kampagne beteiligen soll,
sondern ob dies Uberhaupt zulédssig sei. Das Gegnerkomitee meldete sehr rasch seine
Ablehnung an. Aber auch Gripen-Beflrworter standen einer finanziellen Beteiligung aus
Schweden kritisch gegenlber. Thomas Hurter (svp, SH) forderte, dass sich Saab génzlich
aus der Abstimmungskampagne raushalte.

Unangenehme Tage musste der Verteidigungsminister auch im Februar erleben:
Nachdem bereits der Prozess zum Typenentscheid durch verschiedene
Nebenereignisse und Indiskretionen fir negative Schlagzeilen gesorgt hatte, wurden
auch im neuen Jahr geheime (und brisante) Informationen publik. So hatte sich
Verteidigungsminister Ueli Maurer in mehreren Treffen mit dem Schwedischen
Botschafter Per Théresson ausgetauscht. Dabei soll es nicht nur um gute Kontakte
gegangen sein, sondern ganz konkret um ein Engagement Schwedens im
Abstimmungskampf. Diese Informationen hatte ein Schwedischer Radiosender
veroffentlicht, der drei Berichte des Botschafters an das Aussen- und
Verteidigungsministerium Schwedens vorliegen hatte. Der Inhalt war insofern brisant,
als dass angeblich Bundesrat Maurer selbst um Unterstitzung aus Schweden gebeten
haben soll. Zwar solle sich Schweden nicht direkt in den Abstimmungskampf
einmischen, jedoch durch verschiedene Anlasse in Schweden und der Schweiz eine
positive Stimmung erzeugen. Ein Beispiel waren Journalisten-Besuche in den
Saabwerken zu Informationszwecken. Maurer musste sich in der Folge erklaren und
versuchte den Ball flach zu halten. Dass Gesprache gefluhrt wurden konnte er nicht in
Abrede stellen, er wollte jedoch darin keine gemeinsame Kampagnenplanung sehen.
Dass er sich als Vorsteher des VBS an vorderster Front fur den Gripen stark mache, sei
nicht mehr als opportun. Die Ungereimtheiten spielten den Gegnern dennoch in die
Hénde und den Beflrwortern wie auch dem Verteidigungsminister selbst blieb nichts
anderes Ubrig, als gebetsmuhlenartig festzuhalten, dass der Gripen die richtige Loésung
fur die Schweiz sei. Fast taglich wurde in den Zeitungen Uber den Gripen berichtet.

Die Kampagnenleitung der Beflrworter sollte von der CVP Ubernommen werden,
allerdings stellte sie sich nur zogerlich dafur zur Verfligung, denn scheinbar sah sich
Parteiprasident Darbellay mit zu wenig finanziellen Mitteln ausgestattet. Dass bis zu CHF
5 Mio. fur die Befurworterkampagne aufgewendet werden sollten, liess man seitens des
Vereins flr eine sichere Schweiz VSS, dem CVP-Nationalrat Jakob Biichler (SG) vorsteht,
unkommentiert. Auch diese Informationen stammten aus geheimen Berichten aus
Schweden. Beim VSS versuchte man derweil, sich von Schweden zu distanzieren. Das
Durchsickern dieser Informationen fihrte indes dazu, dass sich die CVP zurtickzog und
nicht mehr als Kampagnenleiterin fungieren wollte. Ausschlaggebend waren unter
anderem auch verunglimpfende, persénliche Kommentare des Schwedischen
Botschafters gegen CVP-Exponenten. Im Engagement der CVP hatte man sich auf
Beflrworterseite erhofft, dass Gripen-kritische Wahler in der politischen Mitte
abgeholt werden kénnten. Daraus wurde nun vorerst nichts. Dass zudem die Sektion der
CVP-Frauen im Gegensatz zur Mutterpartei die Nein-Parole fasste, schien fur die CVP
ebenfalls eine Hypothek darzustellen. Wer die Kampagnenleitung Gbernehmen sollte,
war in der Folge offen. Die CVP wollte die Volkspartei vorschicken, da es schliesslich ein
Dossier ihres Magistraten sei. Bei der SVP zeigte man sich jedoch bedeckt und
Parteiprasident Brunner (SG) stellte eine Einigung .in einigen Wochen™ in Aussicht, rund
drei Monate vor dem Abstimmungstermin, notabene.

Wahrend auf politischer Ebene weiter gestritten wurde, fuhrte Saab eine regelrechte
Promotionstour durch die Schweiz durch. Mitte Februar wurde an einem Anlass mit
Wirtschaftsvertretern Uber Kompensationsgeschéfte informiert, daneben sollte der
Gripen zu verschiedenen Gelegenheiten vorgeflhrt, beziehungsweise ausgestellt
werden, etwa an Ski-Weltcuprennen oder an der Mustermesse in Basel. Dies wurde den
Gripengegnern zu viel und Nationalratin Chantal Galladé (sp, ZH) tat ihren Unmut
offentlich kund. Dass mitunter Geld fliesse, sei in Abstimmungskémpfen normal, jedoch
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sei die Omniprasenz des Gripen-Herstellers Saab stérend und eine ,Einmischung aus
dem Ausland in diesem Masse bedenklich.™ Derweil und schneller als erwartet stellte
sich Ende Februar tatsachlich die SVP als neue Koordinatorin der Ja-Kampagne vor.
Angesichts des nahenden Abstimmungstermins sah sie sich in der Verantwortung. Man
habe keine Zeit mehr zu verlieren und wolle diese Abstimmung gewinnen, so SVP-
Prasident Brunner.

Etwas Aufwind erhielt der Gripen durch eine Flugzeugentfihrung im Raum Genf, als der
Schweiz vor Augen gefuhrt wurde, weshalb eine intakte Luftabwehr notig sein kann. Der
Co-Pilot einer Maschine der Ethiopian Airline hatte das eigene Flugzeug nach Genf
entfihrt, um in der Schweiz einen Asylantrag zu stellen - was jedoch erst nach dem
Vorfall bekannt wurde. Zuvor irrte die vollbesetzte Passagiermaschine, von zwei
Eurofighter-Jets der Italienischen Luftwaffe begleitet, Uber Italien, ehe sie Uber dem
Montblanc-Massiv von der Franzdsischen Luftwaffe weiterbegleitet wurde und
schliesslich in Genf zur Landung gezwungen werden konnte. Dass die Schweizerische
Luftwaffe nur zu Blrozeiten operativ ist und nicht eingreifen konnte, sorgte im Ausland
fur Erstaunen und in der Schweiz einerseits zur Forderung nach einem ausgebauten
Luftschirm, andererseits aber auch zu Spott und Hame. Spater wurde auch die Krim-
Krise in der Ukraine als Argument fur eine funktionierende Luftwaffe herangezogen.

Am 25. Februar prasentierte das Ja-Komitee seine Argumente flir den
Abstimmungskampf. ,Sicherheit zuerst!™ sollte als Leitmotiv die Stimmbdirgerschaft
mobilisieren. Sicherheit sei die Garantie fir Frieden, Freiheit und Wohlstand, so Jakob
Buchler (cvp, SG). Ab Marz und damit rund zwei Monate vor dem Urnengang sorgte ein
allfalliger .Plan B far Irritation. Aus verschiedenen Kreisen wurde kolportiert,
Bundesrat Maurer arbeite fir den Fall eines Volks-Neins an einer alternativen Gripen-
Beschaffung: er wolle Gripen-Jets mieten, leasen oder Uuber das ordentliche
Armeebudget - und damit ohne Mitsprache der Stimmbevdlkerung - beschaffen. Trotz
Dementi Maurers selbst, seines Sekretariats und auch der armasuisse, hielt sich das
Gerlcht Uber einen allfalligen ,Plan B™ hartnéckig in den Medien.

Ebenfalls Mitte Marz lancierte das Gegnerkomitee seinen Abstimmungskampf und
setzte vor allem auf die Kostenfrage. Man wollte die Gripen-Beschaffung nicht zu einer
Armee-Grundsatzfrage machen und auch nicht sicherheitspolitische Argumente ins
Feld fuhren, da man sich daraus eher weniger Chancen versprach. Vielmehr erhoffte
man sich mit dem Slogan ,Kampfjetmilliarden gegen Bildung, Verkehr oder AHV" einen
Erfolg an der Urne. In der Zwischenzeit wurde der Tonfall im Abstimmungskampf
gehassiger. SVP-Patron Christoph Blocher hinterfragte die Finanzierung der
Gegnerkampagne, indem er den Verdacht &usserte, dass moglicherweise die beim
Typenentscheid unterlegenen Ristungskonzerne (EADS und Dassault) Geld gegen den
Gripen einschiessen wirden - dies, um bei einer Neu-Evaluation zum Zug kommen zu
konnen. Aus dem burgerlichen Nein-Komitee wurde jedoch postwendend klargestellt,
man habe weder Kontakt mit anderen Ruistungsgesellschaften, noch Geld erhalten, so
etwa Beat Flach (glp, AG). Gar als absurd betitelte Chantal Galladé (sp, ZH) die Vorwdrfe.

Kurz darauf bemuhte sich der Sonntags Blick um einen ersten Trend in der Gripen-
Frage und stellte eine Ablehnung von Uber 60 Prozent fest. Trotz dieser erstmaligen
Stimmungsaufnahme zeigte sich der Verteidigungsminister gegenlber der Presse
betont gelassen und zuversichtlich. Dennoch legte er einen regelrechten Redemarathon
hin und trat von April bis zur Abstimmung im Mai an Uber 20 Veranstaltungen flr den
Gripen auf.

Das burgerliche Nein-Komitee wurde ab Anfang April aktiv. Man stehe flr eine starke
Armee ein, sei jedoch gegen den Gripen, weil Geld und ein Konzept fehle - Argumente,
die bereits in den Parlamentsdebatten von Roland Fischer (glp, LU) vorgebracht worden
waren. In diesem Nein-Komitee waren auch die CVP-Frauen vertreten.

Uber Alternativen zur Gripen-Beschaffung, also wiederum (iber einen ,Plan B", wurde
weiter berichtet, als sich im April auch der ehemalige Jetpilot und Nationalrat Thomas
Hurter (svp, SH), seines Zeichens Préasident der SiK-NR, Uber solche Plane dusserte. Es
brauche einen ,Plan B™ flir den Fall, dass der Gripen an der Urne scheitern sollte. Seine
Vorstellung war die Beschaffung von zwolf Fliegern alle 15 Jahre. Eine Forderung, die
sogar von Parteikollegen kritisiert wurde. Hans Fehr (svp, ZH) gab etwa zu bedenken,
dass es ungeschickt sei, bereits vor der Abstimmung laut Uber Alternativen
nachzudenken. Alex Kuprecht (svp, SZ) bezeichnete die Aussage gar als ,absoluten
Blodsinn®™. Hurter rechtfertigte seine Idee mit dem Umstand, dass beim Urnengang
nicht fir oder gegen neue Flieger, sondern nur fir oder gegen die Art der Finanzierung
abgestimmt werde. Mit einer Alternativbeschaffung wirde der Volkswillen - von der SVP
gemeinhin hochgehalten - also nicht umgangen. Ein erneuter Evaluationsprozess fur
einen neuen Flugzeugtyp wirde zudem viel zu lange dauern. Deswegen musse man sich
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fur den Ersatz der Tiger-Flotte bereits zu diesem Zeitpunkt und auch unter
Berucksichtigung eines moglichen Volks-Neins Gedanken machen.

Auch Uber weitere Alternativen zur Luftraumtberwachung wurde diskutiert, etwa tUber
den Kauf gebrauchter F/A 18 Jets der neueren Generation, die Beschaffung von Kampf-
Helikoptern, einen Ausbau der Boden-Luft-Fliegerabwehr (die ohnehin konkretisiert
werden sollte) oder Uber die Aufristung der alten Tiger Flotte. Anfang Juni wurde
bekannt, dass das VBS beabsichtige, israelische Drohnen beschaffen zu wollen. Immer
mehr wurde auch die Frage debattiert, wie die budgetierten Mittel verwendet werden
sollen, falls der Gripen an der Urne abgelehnt wurde. Fur Sicherheitspolitiker war klar,
dass dieses Geld der Armee gehore, weil es Uber das ordentliche Armeebudget hatte
aufgebracht werden mussen. Linke Politiker hingegen sahen eine Chance, neu Uber die
Verteilung der ca. CHF 3 Mia. zu beraten. |hrer Vorstellung nach sollte das Geld zu
Gunsten der Bildung, zur Sicherung der sozialen Sicherheit, des 6ffentlichen Verkehrs,
oder auch zu Gunsten der Entwicklungshilfe, die richtig eingesetzt friedensférdernd
wirke, eingesetzt werden. Dieser Punkt blieb freilich vorerst offen.

Als sehr unsicher musste der Erfolg der Gripen-Beschaffung ab Mitte April betrachtet
werden: Nachdem die oben genannte Sonntags Blick-Umfrage noch nicht zu Unruhe
bewogen hatte, tat dies die erste SRG-Trendumfrage des gfs.bern. Nur 42 Prozent der
Befragten sprachen sich darin fur den Gripenkauf aus, ein Ergebnis, das sich fast mit
der ersten Umfrage deckte. Freilich gaben die Demografen zu bedenken, dass die
Unterschiede zwischen den Ja- und Nein-Anteilen zu gering seien, um sich bereits
festlegen zu kénnen. Noch am selben Tag liess sich Bundesrat Maurer zitieren, er
glaube, dass sich die Stimmbevdlkerung der sicherheitspolitischen Tragweite der
Gripen-Vorlage bewusst sei. Weiterhin gab sich der Verteidigungsminister kampferisch.
Sein Engagement fur den Gripen gipfelte jedoch zwischenzeitlich in einem Fiasko, als
Maurer in der Sendung ~Rundschau™ des SRF zu einem Rundumschlag ausholte und kurz
sogar die Contenance verlor. Er enervierte sich derart Uber die Berichterstattung zum
Gripen-Kauf, dass er sich mit dem Moderator einen verbalen Schlagabtausch lieferte.
Die als einseitig kritisierte Sendung |6ste eine Rekordzahl an Beschwerden bei der
Ombudsstelle der SRG aus, die allerdings Ende Mai sémtlich abgewiesen wurden, da das
Sachgerechtigkeitsgebot nicht verletzt worden sei und das Publikum durchaus in der
Lage gewesen sei, sich eine eigene Meinung zum fraglichen Rundschau-Beitrag zu
bilden. Dennoch wurde auch die Sendung selbst kritisiert. So habe der ausgestrahlte
Bericht ,die hohen Anforderungen an die Ausgewogenheit, welche im Vorfeld einer
Volksabstimmung verlangt werden, nicht erflllt." Zudem wurde festgehalten, dass
einige der gestellten Fragen .manchmal unnétig provokativ waren™.

Spater und mit zunehmender N&he zum Abstimmungstermin setzte der
Verteidigungsminister im Lichte des ungewissen Abstimmungsausgangs auf warnende
Worte und beschwor die Angst vor einem ungeschitzten Luftraum, ja er bediente sich
gar erpresserischer Formulierungen. ,Wenn man jetzt nicht Flieger bestellt, steht man
zehn Jahre spéter ohne Luftwaffe da®, mahnte Maurer. Dass die ,F/A 18 im Krisenfall
nicht gentgen®, doppelte auch Divisiondr Bernhard Mdller, stellvertretender
Kommandant der Luftwaffe, nach. Doch die Stimmbevélkerung zeigte sich in der
zweiten Welle der SRG Trendumfrage unbeeindruckt. Knapp zehn Tage vor der
Abstimmung schien der Gripen noch immer nicht abzuheben: mit 44 Prozent
Zustimmung war nach wie vor nur eine Minderheit der Befragten flur die
Kampfjetbeschaffung. Zudem zeichnete sich ab, dass tatsachlich die Kostenfrage
entscheidendes Argument werden durfte. Trotz der gemass gfs.bern bereits weit
fortgeschrittenen Meinungsbildung machten sich beide Lager zu einer Schlussoffensive
auf. Die vier Parteiprasidenten Martin Landolt (bdp, GL), Christophe Darbellay (cvp, VS),
Philipp Muller (fdp, AG) und Toni Brunner (svp, SG) - diese Parteien hatten die Ja-Parole
ausgegeben - versammelten sich in der Folge in Bern zu einer Medienorientierung, um
nochmals ihre besten Argumente vorzutragen. Der hochkaréatig besetzte Anlass wurde
kurzfristig anberaumt und zeigte die Nervositat der Parteispitzen offensichtlich. Vor
dem Bundeshaus gingen sie gemeinsam symbolisch auf einer Hebebulhne ,in die Luft".
Ein ungllcklicher Entscheid, wie sich spater herausstellen sollte. Ihre von den
Stadtberner Behérden nicht bewilligte Aktion flihrte némlich zu einer Anzeige.

Einziger Lichtblick fur die Beflirworter war die Erfahrung, dass das Stimmvolk kaum je
eine Armeevorlage versenkt hatte. Doch auch dieser wurde am Abstimmungstag
zerschlagen. 53,4 Prozent der Stimmenden (Stimmbeteiligung: 55,5 Prozent) lehnten
das Gripen-Fondsgesetz an der Urne ab, ein Erfolg fur die linken Parteien, die
zusammen mit der GLP die Nein-Parole beschlossen hatten und eine herbe Niederlage
fur Verteidigungsminister Maurer, der sich tUber Jahre fir neue Kampfjets eingesetzt
hatte. Er hielt fest, dass es ein Votum gegen den Gripen sei, nicht gegen die Armee und
wiederholte, dass nun kein ,Plan B™ aus der Schublade gezogen werde. Zunéchst sei das
Resultat zu analysieren, erst dann wollte der Verteidigungsminister Gber neue Varianten
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sprechen. Er gab jedoch auch zu bedenken, dass die Diskussion Uber neue Kampfflieger
bald wieder beginnen musse, zumal auch die F/A 18 Flieger irgendwann ersetzt werden
mussten. Die Linken sahen sich dagegen in ihren Bemihungen gegen das teure
RiUstungsgeschaft bestatigt und auch aus dem blrgerlichen Gegnerlager horte man
erleichterte Stimmen. Das Resultat zeige, dass auch viele liberale und bdrgerliche
Wahlerinnen und Wéhler den Gripen-Kauf ablehnten, so Roland Fischer (glp, LU). In
seinen Augen héatten sich die zwei Gegnerkomitees gelohnt. Aus der SVP wurde
hingegen konsterniert verklindet, dass man .jetzt erst recht in die Landesverteidigung
investieren musse™.

Im Nachgang an die Volksabstimmung beherrschten die Fragen um die Zukunft der
Armee und der Luftwaffe den politischen Diskurs, jedoch auch und wiederholt die
Frage, was mit den frei gewordenen ,Gripen Milliarden™ nun geschehen soll. Erniichtert
musste auch der Wirtschaftsstandort Schweiz den Volksentscheid hinnehmen. Rund
500 Vertrage mit 125 Unternehmen und einem Volumen von rund CHF 400 Mio. hatte
Saab im Vorfeld der Abstimmung mit Schweizer Unternehmen unterzeichnet - Anlagen,
die nun ungewiss waren. Der Ristungskonzern Ruag befurchtete, rund 200 Stellen
streichen zu mussen, unter anderem von Mitarbeitern, die bereits seit langem auch an
Gripen-Konfigurationen arbeiteten.

Abstimmung vom 18. Mai 2014

Beteiligung: 56,33%
Ja: 1345726 (46,6%)
Nein: 1542 761(53,4%)

Parolen:

- Ja: SVP, CVP(3*), FDP, BDP, GLP; Economiesuisse, SGV, SOG, AUNS, Swissmem.
- Nein: SP, GPS, GLP (1*); SGB, VPOD, GSoA.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Gripen-Nein veranlasste Bundesrat Maurer schliesslich auch dazu, die
Weiterentwicklung der Armee (WEA) zu vertagen und die Botschaft erst im Herbst zu
verabschieden. Das Reformprojekt wurde dadurch um mindestens drei Monate
verzogert. Mit der dadurch gewonnenen Zeit sollen, unter anderem, finanzielle Fragen
neu abgesteckt werden, die durch die abgelehnte Jet-Beschaffung aufkamen.
Entscheidend war dabei, ob das Armeebudget revidiert werden musste - ein zentrales
Element der WEA.

Die allfallige Geld-Neuverteilung selbst wurde vom Verteidigungsminister
ausgeschlagen; er wollte die flur den Jet-Kauf eingeplanten Mittel fir andere
Rustungsgeschéafte einsetzen und mit CHF 790 Mio. weniger als die Halfte der
Bundeskasse zurlickgeben. Dies fuhrte zu Unstimmigkeiten innerhalb der
Landesregierung, da Finanzministerin Widmer-Schlumpf in einem Mitbericht bereits
Widerstand gegen dieses Ansinnen angekindigt hatte. Seitens der SP wurde eine ganz
neue Ausrichtung der Armee gefordert und die Gripen-Ablehnung als Chance dafur
betrachtet. Die Rickgabe der CHF 790 Mio. wurde indes von blrgerlichen Politikern
nicht goutiert. lhrer Meinung nach ,gehorte™ das Geld der Armee, gleich wie es
eingesetzt werden sollte. Es gebe ,unzéhlige Moglichkeiten, dieses Geld zu verwenden™,
so Jakob Buchler (cvp, SG), der das Thema in der SiK-NR nochmals durchdiskutiert
wissen wollte. Im selben Zeitraum gab der Rustungschef Ulrich Appenzeller seinen
Rucktritt bekannt, womit Ueli Maurer noch ein personelles Problem zu I6sen hatte.
Appenzeller gab seinen Posten wegen .unterschiedlicher Auffassungen Uber die
Ausrichtung der Armasuisse und die Rolle des Ristungschefs™ auf.

In der Analyse der Abstimmung (Vox) wurden die ausschlaggebenden Argumente fur die
Ablehnung des Gripen ermittelt. Vor allem die Gruppe der jlingeren Stimmenden und
Frauen sowie zahlreiche Mitte-Wahlende und FDP-Anhanger waren gegen den
Flugzeug-Kauf. Ein Drittel der Befragten kritisierte die hohen Kosten dieses
Rustungsgeschéafts und rund zehn Prozent gaben an, der Gripen sei nicht das richtige
Flugzeug flr die Schweiz. Nochmals zehn Prozent sprachen sich daflr aus, dass erst die
Rolle der Ausgestaltung der Armee geklart werden misse, bevor ein solches
Rustungsvorhaben umgesetzt werden kénne. Ebenfalls knapp zehn Prozent lehnten den
Gripen wegen einer grundséatzlich ablehnenden Haltung zur Armee ab. Im unterlegenen
Ja-Lager wurden Uberwiegend sicherheitspolitische  Argumente  fir den
Stimmentscheid vorgebracht. Die Politologen der Universitat Zurich hielten zudem fest,
dass im Vergleich zu anderen Abstimmungen aufféllig haufig die Kampagne und die
Informationspolitik der Gripen-Beflrworter als Grund flr ein Nein genannt wurden. So
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seien auch das langwierige Auswahlverfahren, wie auch die zahlreichen
Ungereimtheiten und Indiskretionen Uber die gesamte Dauer aller Verfahren hinweg
ausschlaggebend fir das Nein gewesen. ®

Zivildienst und Dienstverweigerung

Mitte 2014 legte der Bundesrat seine Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes iiber
den zivilen Ersatzdienst, kurz Zivildienstgesetz ZDG, vor und erflllte damit einen
Auftrag aus einer 2012 angenommenen Motion. Die grosste Neuerung bestand in der
vorgesehenen Moglichkeit flur Zivildiensteinsatze in  Schulen. Weiter sollen
Zivildienstleistende friher Uber die Zulassung zum Dienst und dessen Auswirkungen
informiert werden. Zudem sollen die Anstrengungen in die Ausbildung der
Dienstleistenden intensiviert werden. Daruber hinaus bietet die vorgeschlagene
Anpassung des ZDG eine Annéherung an die Agrarpolitik 2014-2017. Die vorliegende
dritte Revision des ZDG schafft auch eine Reihe von Optimierungen, die aufgrund der
gesteigerten Vollzugsmengen noétig geworden sind: Der Zivildienst ist gewachsen, was
sich auch am Total geleisteter Diensttage zeigt, das sich in den vergangenen flnf Jahren
verdreifacht hat, was unter anderem auf die Zunahme an Zulassungen nach der
Einfihrung des Tatbeweises im Jahr 2009 zurlickgefuhrt wird.

Im Herbst 2013 liess der Bundesrat den Vorentwurf mittels einer Vernehmlassung
prufen, wobei die Resonanz grosstenteils positiv ausfiel. Betreffend Einsatze in Schulen
zeigten sich die FDP und SVP skeptisch, begrisst wurde die Idee von der Linken, der
CVP und den Kantonen.

Im Mai 2015 befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit der Vorlage. Die SiK-NR war
sich nicht einig. Die Mehrheit beantragte Eintreten auf die Vorlage, eine Minderheit
Geissbuhler (svp, BE), allesamt Angehdrige der SVP Fraktion, beantragte Nichteintreten.
SiK-Sprecher Walter Mdller (fdp, SG), selbst Urheber der "Ausbildungs-Motion", flhrte
die wichtigsten Anderungen aus. Seitens der Kommissionsminderheit brachte
Nationalratin Geissbuhler (svp, BE) die Kritik vor, dass mit der vorgelegten Lésung der
Zivildienst gegenlber dem Militéardienst noch attraktiver ausgestaltet wirde, was der
falsche Weg sei, weil er eine Schwachung des Milizprinzips bedeute. In der Erweiterung
der Einsatzmoglichkeiten in Schulen ortete Geissblhler "Verzweiflung": man wisse
offenbar nicht, wo die vielen Zivildienstleistenden unterzubringen seien. Uberdies solle
ein sich in Erarbeitung befindlicher Expertenbericht zur Zukunft der Dienstpflicht
abgewartet werden, bevor derartige Neuerungen an die Hand genommen werden. Die
Eintretensdebatte gestaltete sich in der Folge &usserst emotional, wobei sich
altbekannte Muster zeigten. Die Linke war fur einen ausgebauten Zivildienst, die Rechte
zeigte sich skeptisch und die Mitte eher pragmatisch mit einer Tendenz hin zur
Unterstitzung der Regierungsvorlage. Sogar die Abschaffung der Armee wurde
prognostiziert, ehe in der Eintretensabstimmung doch eine komfortable Mehrheit von
137 gegen 48 Stimmen fur Eintreten resultierte. Die 48 ablehnenden Stimmen stammten
dabei von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion ab.

Auch die Detailberatung erwies sich in der Folge als langwierig, wobei die SVP weiterhin
darum bemiht war, jede mogliche Attraktivitatssteigerung des Zivildienstes zu
verhindern. Es waren jedoch nicht nur Minderheitsantrége, die fir Diskussionen
sorgten. Zunéchst wurde Uber den Vorschlag der Regierung debattiert,
Zivildienstleistende in  Schulen einzusetzen. Dies zuzulassen schien der
Kommissionsmehrheit unndétig, da das Schulsystem auch ohne "Assistenten"
auskomme. Es sei Uberdies auch nicht moglich, einen geregelten Tagesverlauf zu
garantieren und das Tatigkeitsfeld fur "Zivis" sei zu wenig deutlich abgesteckt. Eine
Minderheit van Singer (gp, VD) wollte mit Unterstitzung der Fraktionen der SP und der
GLP am bundesratlichen Vorschlag festhalten. Mit 94 zu 82 Stimmen fiel die
Abstimmung knapp zugunsten der Kommissionsmehrheit aus, womit die
Einsatzmoglichkeit in Schulen aus der Vorlage gestrichen wurde. Weiter gaben die
Auslandeinsétze Anlass zu Diskussionen, wobei zwei Aspekte zur Debatte standen. Eine
Minderheit Il Geissbuhler (svp, BE) wollte Auslandeinsétze generell aus der Bestimmung
streichen, eine Minderheit | Schlafli (cvp, SO) wollte die Modalitaten um die
Freiwilligkeit solcher Einsatze anpassen, sie jedoch generell weiterhin zulassen. Dabei
ging es um die Einwilligung der Dienstleistenden, die zwar fir Auslandeinsatze
abgegeben werden muss, nicht jedoch fur Einsatze im grenznahen Ausland. Der
Gesetzesentwurf sollte dahingehend angepasst werden, dass Dienstleistende auch fur
Einsatze im Grenzgebiet ihre Einwilligung geben mussen und nicht dazu verpflichtet
werden koénnen. Beide Antradge blieben erfolglos. Damit bleiben Auslandeinsatze
moglich und eine Einwilligung der Zivis ist nicht einzuholen, sofern es sich um Einsatze
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im grenznahen Ausland handelt. Ein weiterer Minderheitsantrag Fehr (svp, ZH) wollte
den Zeitpunkt des Wechsels vom Militar- in den Zivildienst restriktiver regeln. Gemass
Entwurf kdnnen Militardienstpflichtige jederzeit ein Gesuch um Umteilung stellen, die
SVP wollte hingegen durchsetzen, dass nur innerhalb der ersten sechs Wochen vor
Beginn, oder aber nach Abschluss der Rekrutenschule Wechsel méglich sein sollen.
Hans Fehr ortete in der skizzierten Regelung ein "Jekami" und hielt fest, die zwei
vorgeschlagenen Zeitpunkte offneten genligend Spielraum, um sich - auch nach
vollendeter RS - noch fur einen Zivildienst zu entscheiden. Das Ratsplenum flgte sich
jedoch der Meinung der Kommissionsmehrheit und folgte so dem Bundesratsentwurf.
Weitere, weniger bedeutende Minderheitenantrage blieben ebenfalls erfolglos, womit
der Gesetzesentwurf mit den erwadhnten Anderungen mit 122 zu 45 Stimmen zur
Weiterbehandlung dem Zweitrat Uberwiesen wurde. Auch in der Gesamtabstimmung
stimmte die SVP Fraktion geschlossen gegen den Gesetzesentwurf. ¢

1) NZZ,22.2.,26.3.,15.4.und 16.5.99; TA, 22.2., 26.3., 6.4.,17.4. und 4.10.99; SZ, 13.4.99; BaZ, 13.4.99; Blick, 15.4.99; AZ,
17.4.99; Presse vom 19.4.99.; BBI, VII, 1999, S. 5986 ff.

2) Empfehlung: Presse vom 5.12; SVP: Presse vom 2.12.11; BDP und CVP: Presse vom 6.12.11.; NZZ, 16.7.11; 4.10.11; Maillard:
Presse vom 27.10.11; Berset: Presse vom 5.10.11; Rossini: Presse vom 4.10.11; Carobbio: Presse vom 28.10.11; Ticket: Presse
vom 26.11.11; Tessin: CdT, 26.11.11, NZZ, 28.11.11.; Presse vom 28.10.11; SoZ, 30.10.11; Presse vom 31.10.11; Grine: Lib. und Exp.,
1.7.11; SZ, 7.8.11; Presse vom 8.8.11; NZZ, 12.9. und 8.10.11.; Rime: SZ und SOS, 2.3.11; Baader: Presse vom 28.10; Eberle: AZ,
9.9.11; Amstutz: BZ, 7.11.11; Spuhler, Blick, 18.11.11; Brunner: SoZ, 13.11.; Parmelin: NZZ, 14.11.11, 24h, 19.11.11; Germann: BaZ,
16.11.11; Stark: SGT, 25.11.11; Tannler: Presse vom 30.11.11; Zuppiger: Presse vom 29.11. und 30.11.11; Vorwiirfe gegen Zuppiger:
WW, 8.12.12; Presse vom 8.12.-9.12.11; Nachnominierung Walter und Kritik: Presse vom 9.12. und 10.12.11.

3) 24h, 26.01.00.; BO CE, 2000, p. 427 ss.; BO CE, 2000, p. 475 ss.; BO CE, 2000, p. 721ss.; BO CN, 2000, p. 1208 ss.; BO CN,
2000, p. 966 s.; BOCN, 2000, p. 992 ss.; FF, 2000, p. 4756 ss.; Presse du 7.10.00.

4) Blaser et al. (2003): Analyse des votations fédérales du 18 mai 2003, VOX no 81. ; FF, 2003, p. 4668 ss.; FF, 2003, p. 673 s.;
FF, 2003, p. 675 s.; Presse des 24.1,18.2, 1.3, 3.3, 2.4, 7.4, 26.4 et 19.05.03; Lib., 14.4.03; TA, 19.3 et 25.3.03; BaZ, 8.1.03.

5) Lit. Burgisser et al.; Lit. Longchamp et al.; NZZ, SGT, 15.1.14; LZ, NZZ, 12.2.14; Blick, SGT, 13.2.14; BZ, Blick, 19.2.14; Blick,
1.3.14; LZ, 14.3.14; Blick, NZZ, 15.3.14; Blick, 17.3.14; So-Bli, 23.3.14; NZZ, 24.3.14; Bund, LZ, 26.3.14; SoZ, 6.4.14; BZ, BaZ, 7.4.14;
LZ, 8.4.14; NZZ, 9.4.14; BaZ, 12.4.14; Blick, LZ, 19.4.14; SoZ, 20.4.14; LZ, 23.4.14; So-Bli, 27.4.14; BZ, 3.5.14; BaZ, 8.5.14; BZ,
13.5.14; BZ, BaZ, NZZ,19.5.14; BZ, 20.5.14; NZZ, 24.5.14; BaZ, LZ, 28.5.14; LZ, 30.5.14; NZZ, 6.6.14; BaZ, 7.6.14; Blick, 20.6.14;
NZZ, 25.6.14; AZ, TA, 24.7.14

6) AB NR, 2015, S. 672 ff.; AB NR, 2015, S. 680 ff.; BBI, 2014, S. 6741 ff.; NZZ, TA, 6.5.15; BZ, 7.5.15
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